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Kreis Lippe 
 
433 Bekanntmachung des Ergebnisses der Bun-

destagswahl am 22.09.2013 
 
Der Kreiswahlausschuss ermittelte in öffentlicher Sitzung 
am 26.09.2013 das endgültige Wahlergebnis der Bundes-
tagswahl am 22.09.2013 für den Wahlkreis 136 Höxter-
Lippe II und stellte es wie folgt fest: 
 

Zahl der Wahlberechtigten 213.488 
Zahl der Wähler 155.994 
Wahlbeteiligung 73,1 % 

 
Wahl im Wahlkreis (Erststimmen) 
 

Ungültige Stimmen 2.260 
Gültige Stimmen 153.734 

 
Von den gültigen Erststimmen entfielen auf: 
 

1. Haase, Christian CDU 76.882 
2. Rode-Bosse, Pet-

ra 
SPD 48.159 

3. Grumich, Horst 
Josef Walter 

FDP 2.956 

4. Brinkschmidt, Dirk GRÜNE 8.757 
5. Jacob-Reisinger, 

Ursula 
DIE LINKE 6.328 

6. Spieker, Wilk PIRATEN 2.854 
7. Becker, Burkhard NPD 1.312 
11. Seemann, Wolf-

gang 
ÖDP 693 

15. Jäckel, Markus AfD 4.004 
19. Krentz, Rüdiger FREIE WÄHLER 1.086 
23. Köhler, Jens Aufbruch C - Christ-

liche Werte für eine 
menschliche Politik 

703 

 
Der Bewerber Christian Haase hat die meisten Erststim-
men auf sich vereinigt und ist damit im Wahlkreis 136 Höx-
ter-Lippe II gewählt. 
Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen) 
 

Ungültige Stimmen 1.996 
Gültige Stimmen 153.998 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf: 
 

1. CDU 70.520 
2. SPD 45.707 
3. FDP 7.423 
4. GRÜNE 10.266 
5. DIE LINKE 7.894 
6. PIRATEN 2.853 
7. NPD 1.188 
8. REP 88 
9. Bündnis 21/RRP) 63 
10. Volksabstimmung 221 
11. ÖDP 400 
12. MLPD 22 
13. BüSo 22 
14. PSG 29 
15. AfD 5.545 
16. BIG 91 
17. pro Deutschland 198 
18. DIE RECHTE 19 
19. FREIE WÄHLER 807 
20. Partei der Nichtwähler 113 
21. PARTEI DER VERNUNFT 91 
22. DIE PARTEI 438 

 
Das Wahlergebnis wird hiermit gemäß § 79 Bundeswahl-
ordnung öffentlich bekannt gemacht. 
 
37671 Höxter, den 26.09.2013 
 
 
gez. Hans-Dieter Fleischer 
Kreiswahlleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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434 Bekanntmachung im Planfeststellungsverfah-

ren gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz für 
den Hochwasserschutz und die ökologische 
Verbesserung der Bega im Stadtgebiet Lemgo 

 
Antragsteller: Stadt Lemgo, Der Bürgermeister 

 
Die gegen den ausgelegten Plan für den 2. Planungsab-
schnitt des vorgenannten Ausbauvorhabens erhobenen 
Einwendungen und Stellungnahmen der Behörden werden 
in nachstehend aufgeführten Terminen abschließend 
mündlich erörtert: 
 
Termin für Behörden, Verbände usw.: 
 
am 29.10.2013 
 
um 10.30 Uhr 
 
im Raum 709 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold 

 
Termin für private Einwender:  
 
am 29.10.2013 
 
um 13.30 Uhr 
 
im  Raum 277 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold 

 
Die Teilnahme an dem Termin für private Einwender ist je-
dem vom Ausbauvorhaben Betroffenen freigestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Be-
teiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann und das 
Anhörungsverfahren mit dem Schluss dieser Verhandlung 
beendet ist. 
 
Detmold, 30.09.2013 
 
K r e i s   L i p p e 
Der Landrat 
Team 4.0.1 Verwaltung 
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Vahle 
Az.: 4.3-66 38 22-11/23 
 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
435 Bekanntmachung im Planfeststellungsverfah-

ren gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz für die 
Erweiterung der Abgrabung nach Sand und 
Kies in der Gemarkung Waddenhausen, Flur 5 
(Siekkrug 2) 

 
Antragsteller: Firma Ernst Schlegel GmbH & Co. KG 

 
Die zu dem Plan für das vorgenannte Ausbauvorhaben 
eingegangenen Stellungnahmen der Behörden, Verbände 
etc. werden in einer Verhandlung 
 
am 24.10.2013 
 
um 10.30 Uhr 
 
im Multifunktionsraum des Medienzentrums 

im Kreishaus Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold 

 
abschließend mündlich erörtert. 
 
Die Teilnahme an diesem Termin ist jedem vom Ausbau-
vorhaben Betroffenen freigestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Be-
teiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann und das 
Anhörungsverfahren mit dem Schluss dieser Verhandlung 
beendet ist. 
 
Detmold, 01.10.2013 
 
K r e i s   L i p p e 
Der Landrat 
Team 4.0.1 Verwaltung 
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Vahle 
Az.: 4.1-32 99 60-10/17 
 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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436 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

Wahrnehmung der ordnungsbehördlichen 
Rufbereitschaft der Stadt Barntrup durch die 
örtlichen Ordnungsbehörden Dörentrup und 
Extertal 

 
Die Stadt Barntrup und die Gemeinde Dörentrup sowie die 
Gemeinde Extertal schließen auf der Grundlage der §§ 2 
und 3 Abs. 2, 5 und 6 der Gemeindeordnung NRW (GO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. De-
zember 2009 (Art. 5 G vom 17. Dezember 2009), und den 
§§ 1 und 23 ff des Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert 
durch Art. 1 ÄndG vom 12.05.2009 (GV. NRW. 2009 S. 
298) auf freiwilliger Basis folgende öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung über die Wahrnehmung der ordnungsbehörd-
lichen Rufbereitschaft der Stadt Barntrup durch die örtli-
chen Ordnungsbehörden Dörentrup und Extertal: 
 

§ 1 Mandatierung / Vollmachtserteilung 
 
Zur Errichtung und Durchführung der gemeinsamen ord-
nungsbehördlichen Rufbereitschaft haben die Gemeinde 
Dörentrup und die Gemeinde Extertal sich, in Form des 
Mandatsverhältnisses (§ 23 Abs. 1 Alt. 2 und 2 Satz 2 
GkG), im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
vom 24.03.2011 geeinigt, die Aufgaben für die jeweils an-
dere Beteiligte durchzuführen. 
 
Die Beteiligten haben sich gegenseitig Vollmacht für die 
Aufgabenwahrnehmung der ordnungsbehördlichen Rufbe-
reitschaft und die Ausübung der zugehörigen Verwaltungs-
handlungen außerhalb der regulären Dienstzeiten erteilt. 
Sie haben sich verpflichtet, diese Aufgaben und den Ein-
satz zur Gefahrenabwehr für die jeweils andere Beteiligte 
durchzuführen. 
 
Der genannten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 
24.03.2011 tritt nun die Stadt Barntrup bei, und zwar in der 
Form, dass die Gemeinden Dörentrup und Extertal diese 
Rufbereitschaft und die hieraus notwendigen unaufschieb-
baren Aufgaben auch für die Stadt Barntrup wahrnehmen 
werden. 
 
Die einzelnen Aufgaben ergeben sich aus dem Ordnungs-
behördengesetz NRW sowie den einschlägigen Spezialge-
setzen und –vorschriften, so insbesondere dem Gesetz 
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten (PsychKG); darüber hinaus Obdachlosenun-
terbringung, Gewässerverunreinigungen, Lärmbelästigun-
gen, Geruchsbelästigungen, Ölspuren, Vergabe von Be-
stattungsterminen, P Gesetzliche Zuständigkeiten werden 
nicht übertragen. 
 
Die Durchführung der übernommenen Aufgaben erfolgt mit 
Wirkung für und gegen die vertretene Beteiligte. Deren 
Rechte und Pflichten bleiben als Trägerin der Aufgaben 
unberührt. Gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ist in 
Vertretung der übertragenden Beteiligten aufzutreten. 
 
Die Vollmachten gelten ausschließlich für die nachfolgend 
vertraglich festgelegten Zeiträume. Sie erlöschen mit Ab-
lauf, Kündigung, Aufhebung sowie anderweitiger Beendi-
gung dieser Vereinbarung. 
 
 

 
§ 2 Zeiten der Rufbereitschaft 

 
Die Rufbereitschaft wird von den Gemeinden Dörentrup 
und Extertal im gegenseitigen Wechsel von der jeweils 
diensthabenden Beteiligten für alle drei Gemeindegebiete 
wahrgenommen. Die Rufbereitschaft deckt sämtliche Zei-
ten außerhalb der regulären Dienststunden der jeweils an-
deren Beteiligten ab. 
 

§ 3 Organisation 
 
Dienstvorgesetzter für das von der Gemeinde Dörentrup 
eingesetzte Personal ist der Bürgermeister der Gemeinde 
Dörentrup, für das von der Gemeinde Extertal eingesetzte 
Personal der Bürgermeister der Gemeinde Extertal. 
Dienstorte sind Dörentrup und Extertal. 
 
Zur Durchführung der im Mandat gemäß § 1 wahrzuneh-
menden Aufgaben setzen die Beteiligten ausschließlich 
Personal der Gemeinden Dörentrup und Extertal ein. Pla-
nung und Organisation des Rufbereitschaftsdienstes und 
des dabei eingesetzten Personals werden von den Ge-
meinden Dörentrup und Extertal in eigener Verantwortung 
geregelt. Das Personal soll zusätzlich zu dem eigenen be-
hördlichen Ausweis (§ 13 S. 2 OBG) mit einer das Man-
datsverhältnis ausweisenden Bescheinigung der anderen 
Beteiligten ausgestattet werden. 
 
Behördliche Einrichtungen, die Informationen über den 
Rufbereitschaftsdienst benötigen, sind durch die Beteiligten 
bedarfsbezogen auf den Wechsel der Aufgabenwahrneh-
mung hinzuweisen, 
 
Erfolgen Einsätze im örtlichen Zuständigkeitsbereich der 
anderen Beteiligten, sind die zugehörigen Aufzeichnungen 
und angelegten Akten sowie etwaige andere Unterlagen 
dieser unverzüglich zuzuleiten; über getroffene Maßnah-
men ist sie unverzüglich zu unterrichten. 
 

§ 4 Kostenausgleich 
 
Während sich die Gemeinden Dörentrup und Extertal da-
rauf geeinigt haben, dass ein Kostenausgleich, etwa in 
Form der Entschädigung für die Wahrnehmung der Aufga-
ben, nicht stattfindet, zahlt die Stadt Barntrup für die Wahr-
nehmung der ordnungsbehördlichen Rufbereitschaft durch 
die Gemeinden Dörentrup und Extertal einen von den drei 
Bürgermeistern einvernehmlich vereinbarten Pauschalbe-
trag, dessen Höhe in regelmäßigen Abständen überprüft 
und ggf. angepasst werden wird. 
 
In diesem Pauschalbetrag sind die sachlichen Kosten der 
Aufgabenwahrnehmung und Einsätze im Rahmen des Be-
reitschaftsdienstes, die Personalkosten sowie die Perso-
nalnebenkosten enthalten. Das Vorgenannte gilt unabhän-
gig von der Anzahl der tatsächlich durchgeführten Einsät-
ze. 
 
Die Stadt Barntrup überweist den vereinbarten Pauschal-
betrag zum 01.07. eines jeden Jahres zu gleichen Teilen 
an die Gemeinde Dörentrup und die Gemeinde Extertal. 
 
Für die Zeit vom 01.07. bis 31.12.2013 zahlt die Stadt 
Barntrup den anteiligen Betrag, der zum 01.10.2013 zu 
gleichen Teilen an die Gemeinde Dörentrup und an die 
Gemeinde Extertal zu überweisen ist. 
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§ 5 Laufzeit, Kündigung 

 
Diese Vereinbarung wird zunächst für die Dauer von einem 
Jahr ab ihrem Inkrafttreten geschlossen. Ist nicht vor Ablauf 
dieses Jahres die wirksame Kündigung einer der Beteilig-
ten erfolgt, verlängert sie sich auf unbestimmte Zeit. 
 
Die Beteiligten räumen sich ein gegenseitiges ordentliches 
Kündigungsrecht ein. Die Kündigungsfrist beträgt im ersten 
Jahr drei Monate, wobei die Kündigung ausschließlich zum 
Ablauf des Jahres erfolgen kann, bei Fortführung des Ver-
trages entsprechend Abs. 1 S. 2 sechs Monate. In diesem 
Fall kann die Kündigung jederzeit erfolgen. 
 
Die Möglichkeit einer Aufhebung im gegenseitigen Einver-
nehmen bleibt unberührt. 
 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. Erklärungsberechtigt 
sind die Bürgermeister der Beteiligten oder ihre Stellvertre-
ter unter Beachtung der gesetzlichen Stellvertretungsrege-
lungen. Die §§ 60, 62 VwVfG gelten entsprechend. 
 

§ 6 Inkrafttreten, Schlussklauseln 
 
Diese Vereinbarung tritt am 01.07.2013 in Kraft. Sie bedarf 
vor Inkrafttreten der Genehmigung durch den Landrat des 
Kreises Lippe als Untere staatliche Verwaltungsbehörde. 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 GkG ist die Vereinbarung und ihre Ge-
nehmigung im Amtsblatt des Kreises Lippe bekannt zu ma-
chen. Die Beteiligten weisen auf die unter Abs. 1 genannte 
Veröffentlichung in der für ihre Bekanntmachung vorge-
schriebenen Form hin. 
 
Bei Streitigkeiten über Rechte und Verbindlichkeiten der 
Beteiligten aus dieser Vereinbarung ist die Aufsichtsbehör-
de zur Schlichtung anzurufen. 
 
Die Beteiligten sind sich einig, dass die Nichtigkeit einzel-
ner Klauseln nicht die Nichtigkeit auch der gesamten Ver-
einbarung zur Folge haben soll. 
 
Barntrup, den 06.09.2013 
 
Stadt Barntrup 
 
gez. 
 
(Herbert Dahle) 
Bürgermeister 
 
 
Dörentrup, den 06.09.2013 
 
Gemeinde Dörentrup 
 
gez. 
 
(Friedrich Ehlert) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Extertal, d. 06.09.2013 
 
Gemeinde Extertal 
 
gez. 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
Genehmigung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Barntrup und den Gemeinden Dörentrup und Ex-
tertal über die Wahrnehmung der ordnungsbehördlichen 
Rufbereitschaft der Stadt Barntrup durch die örtlichen Ord-
nungsbehörden Dörentrup und Extertal wird hiermit gemäß 
§ 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. 
S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
23.10.2012 (GV. NRW. S. 474), aufsichtsbehördlich ge-
nehmigt. 
 
Az.: 9.2 - 15 12 40-40 
Detmold, 04.10.2013 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
Harte 
 
Bekanntmachung 
 
Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die 
aufsichtsbehördliche Genehmigung vom heutigen Tage 
werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Az.: 9.2 - 15 12 40-40 
Detmold, 04.10.2013 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
 
Harte 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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437 Einladung zur 23. Sitzung des Kreistages 
 
Die 23. Sitzung des Kreistages findet am 
 

Montag, 14.10.2013 um 15:00 Uhr 
in der Lipperlandhalle, Bunsenstraße 39, 32657 Lemgo 
 
statt. 
 
Tagesordnung 
 

I. ÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
 1 Bestellung der stellv. Schriftführung für 

den Kreistag 
Beschlussvorlage 

 076/2013 

 
 2 Mitteilungen und Anfragen 

 
  

 
 3 Frauenförderplan 2013-2015 

Beschlussvorlage 
 104/2013 

 
 4 Wahl der Ausschüsse für die Wahl der 

Schöffen nach dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz (GVG) 
Dringlichkeitsbeschluss 

 094/2013 

 
 5 Umbenennung des Mitgliedes für den 

Verwaltungsrat des Jobcenters Lippe - 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
Antrag FW Lippe 

 100/2013 

 
 6 Umbesetzung im Jugendhilfeaus-

schuss 
Beschlussvorlage 

 105/2013 

 
 7 Fortschreibung des „Kinder- und Ju-

gendförderplans des Kreises Lippe“ 
gem. § 15 des Dritten Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes, Gesetz zur Förderung 
der Jugendarbeit, der Jugendsozialar-
beit und des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes – Kinder- und 
Jugendförderungsgesetz (3. AG – 
KJHG – KJFöG). 
Beschlussvorlage 

 085/2013 

 
 8 Genehmigung von überplanmäßigen 

Aufwendungen / Auszahlungen in der 
Sozialhilfe und der Allgemeinen Finan-
zierung 
Beschlussvorlage 

 103/2013 

 
 9 Jahresabschluss 2011 

Beschlussvorlage 
 099/2013 

 
 10 Vorstellung des Entwurfs des Jahres-

abschlusses 2012 
Beschlussvorlage 

 098/2013 

 
 11 Produkthaushalt für das Jahr 2014 

 
  

 
 
 
 

 
11.1 Produkthaushalt für das Jahr 2014 

Beschlussvorlage (wird nachgereicht) 
 108/2013 

 
11.2 Produkthaushalt für das Jahr 2014;  

Benehmensherstellung nach § 55 KrO 
NRW 
Mitteilungsvorlage (Vorlage wird nach-
gereicht) 

 108.2/2013 

 
11.3 Stellenplan für das Jahr 2014 

Beschlussvorlage (Vorlage wird nach-
gereicht) 

 108.1/2013 

 
 12 Kreishaus des Kreises Lippe, energe-

tische Fassadensanierung 
Beschlussvorlage 

 144.2/2012 

 
 13 InnoConsult GmbH 

Gründung einer Gesellschaft zur För-
derung der Elektromobilität und der 
erneuerbaren Energien im ländlichen 
Raum 
Beschlussvorlage 

 107/2013 

 
14 Jahresabschluss 2012 des Eigenbe-

triebs Straßen des Kreises Lippe 
Beschlussvorlage 

 066/2013 

 
 15 Entlastung des Ausschusses für Ord-

nung, Verkehr und Straßenbetrieb für 
das Wirtschaftsjahr 2012 
Beschlussvorlage 

 097/2013 

 
 16 Jahresabschluss 2012 des Eigenbe-

triebes "Schulen des Kreises Lippe" 
Beschlussvorlage 

 088/2013 

 
 17 Entlastung des Bildungs-, Sport und 

Betriebsausschusses für das Wirt-
schaftsjahr 2012 
Beschlussvorlage 

 090/2013 

 
 18 Nutzung von Recyclingpapier im Kon-

zern Kreis Lippe 
Antrag B´90 DIE GRÜNEN 

 089/2013 

 
 19 Eingehung und Erhöhung von mittel-

baren Beteiligungen; 
WestfalenBahn GmbH 
Beschlussvorlage 

 093/2013 

 

II. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
 1 Mitteilungen und Anfragen 

 
  

 
Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
438 131. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Bad Salzuflen, Bereich „Rettungs- 
und Feuerwache“, Ortsteil Werl-Aspe  
- Änderungsbeschluss; Beschlüsse des Pla-
nungs– und Stadtentwicklungsausschusses 
vom 17.09.2013 

 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-

ausschusses vom 17.09.2013 
 

1. Änderungsbeschluss 
 
Die Durchführung der 131. Änderung des Flächennut-
zungsplanes für den Bereich, „Rettungs- und Feuerwa-
che“, Ortsteil Werl-Aspe wir gemäß § 2 Abs.1 (BauGB) 
in Verbindung  
mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungsbereich der Änderung geht aus dem zu 
diesem Beschluss gehörenden Übersichtsplan hervor.   

 
Stadt Bad Salzuflen, den 19.09.2013 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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439 Teilaufhebung des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplanes Nr. 0722/V „Nahversorgungs-
markt Lockhausen“, Ortsteil Lockhausen  
- Aufstellungsbeschluss  
- Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 17.09.2013 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
 
Die Teilaufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 0722/V  
„Nahversorgungsmarkt Lockhausen“, Ortsteil Lockhausen 
wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 8 BauGB beschlossen. 
 
Die Teilaufhebung des Bebauungsplanes wird im verein-
fachten Verfahren nach den Regelungen des § 13 BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. Auf die frühzeitige Beiteiligung der 
Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange wird ge-
mäß §13 Abs. 2 Nr. 1 verzichtet. 
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Beschluss zur öffentlichen Auslegung  
 
Für den Entwurf der Teilaufhebung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes  
Nr. 0722/V „Nahversorgungmarkt Lockhausen“, Ortsteil 
Lockhausen mit der zugehörigen Begründung in der Fas-
sung vom 26.08.2013 wird die öffentliche Auslegung ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

21.10.2013 bis 20.11.2013 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung, sowie ein städtebau-
licher Vertrag über Ausgleichsmaßnahmen liegt zu jeder-
manns Einsicht für die Dauer eines Monats öffentlich aus. 
 
Die Teilaufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 0722/V „Nahversorgungsmarkt Lockhausen“, 
Ortsteil Lockhausen wird im vereinfachten Verfahren nach 
§ 13 BauGB aufgestellt. Auf eine Umweltprüfung im Sinne 
des § 2 Abs. 4 BauGB wird daher verzichtet. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  

 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach 
§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn 
mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   30.09.2013 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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440 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses zum 31.12.2011 der Stadt 
Bad Salzuflen 

 
Aufgrund § 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen am 17.07.2013 den vom 
Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem 
unbeschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahres-
abschluss 2011 durch Beschluss festgestellt und dem Bür-
germeister Entlastung erteilt. Dabei wird der Ausgleich des 
Jahresfehlbetrages in der Ergebnisrechnung 2011 in Höhe 
von 11.674.917,36 € durch Verringerung der Allgemeinen 
Rücklage vorgenommen. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Ergebnisrechnung, der 
Finanzrechnung und der Bilanz zum 31.12.2011 sind aus 
der nachstehenden Anlage ersichtlich. 
 
(Öffentliche Bekanntmachung:) 
Der Jahresabschluss 2011 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
(Erfüllung der Anzeigepflicht:) 
Der Jahresabschluss 2011 ist gemäß § 96 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen dem 
Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Det-
mold mit Schreiben vom 02. August 2013 angezeigt wor-
den. 
 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme:) 
Der Jahresabschluss 2011 ist zur Einsichtnahme gemäß 
§ 96 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen im Fachdienst 20 Haushalt der Stadt Bad Salzuf-
len, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Sal-
zuflen während der Öffnungszeiten verfügbar. 
 
Bad Salzuflen, den 26. September 2013 
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2011 weist fol-
gendes Abschlussergebnis auf: 
 
Ergebnisrechnung 2011

Gesamtbetrag der Erträge 115.400.482,21 €
Gesamtbetrag der Aufwendungen 127.075.399,57 €

Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 11.674.917,36 € wird durch
Verringerung der Allgemeinen Rücklage ausgeglichen.

Finanzrechnung 2011

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 107.022.219,63 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 105.767.187,51 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit 9.336.734,83 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit 16.171.695,66 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit 44.444.724,34 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit 36.596.967,94 €

 
 
Bilanzstruktur zum 31.12.2011

Aktiva
Mio. Euro 
gerundet Passiva

Mio. Euro 
gerundet

Eigenkapital 112,147

Anlagevermögen 450,415 Sonderposten 143,472

Rückstellungen 74,796

Umlaufvermögen 21,021 Kreditverbindlichkeiten 127,309

Übrige Verbindlichkeiten 10,905

Rechnungsabgrenzungsposten 5,121 Rechnungsabgrenzungsposten 7,928

Bilanzsumme 476,557 Bilanzsumme 476,557  
 
 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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Stadt Blomberg 
 
441 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Blomberg mit Anlagen für das Haus-
haltsjahr 2014 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Haushalts-
jahr 2014 gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S.666) in der 
zurzeit geltenden Fassung ab dem 14. Oktober 2013 wäh-
rend des Beratungsverfahrens im Rat in der Kämmerei der 
Stadtverwaltung Blomberg, Zimmer Nr. 13, Am Martiniturm 
1, 32825 Blomberg im Rahmen der Dienstzeiten zur Ein-
sichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit Anlagen 
für das Haushaltsjahr  2014 innerhalb einer Frist von vier-
zehn Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung 
Blomberg, Kämmerei, Am Martiniturm 1, 32825 Blomberg, 
erheben. Über die Einwendungen entscheidet der Rat der 
Stadt Blomberg in öffentlicher Sitzung. 
 
Blomberg, den 26. September 2013 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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Stadt Detmold 
 
442 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 03-01 „Im 

Dorfe“, 2. (beschleunigte) Änderung; Ortsteil: 
 Klüt 
Änderungsgebiet: Nördlich der Mittel-
straße und südlich des Klüter Baches, im Be-
reich der Straße Am Klüter Bach 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 26.09.2013 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
03-01 „Im Dorfe“, 2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:  Klüt 
Änderungsgebiet: Nördlich der Mittelstraße und südlich 

des Klüter Baches, im Bereich der 
Straße Am Klüter Bach 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes, nach § 214 Abs. 3 
Satz 2 des Baugesetzbuches beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges sowie nach § 214 Abs. 2a des 
BauGB beachtliche Fehler unbeachtlich werden, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Detmold geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 30.09.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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443 Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts-

satzung für das Haushaltsjahr 2014 
 

I. 
Haushaltssatzung (Entwurf) der Stadt Detmold für das 

Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.04.2013 (GV. NRW. S.194) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom PPP.. folgen-
de Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 196.491.739 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 195.947.646 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 188.666.032 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf 182.671.140 € 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der       
Investitionstätigkeit auf 7.686.132 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf 23.674.757 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf 37.988.625 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf 27.789.000 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2014 erforderlich ist, wird auf 
 

15.988.625 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

19.722.762 € 
 
festgesetzt. 
 
 

 
§ 4 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2014 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

40.000.000 € 
 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf 
 192 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf 
 495 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf 
 430 v.H.  
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-

lungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus finanz-
statistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den Or-
ganisationsbereichen  

- bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
- im Bereich der Personalwirtschaft  

erforderlich werden.  
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Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 

§ 9 
 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  
 
 
 
 

 
§ 10 

 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden    
                      des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
         Stelleninhabers umzuwandeln. 
 
Detmold, 10.09.2013        Detmold, 10.09.2013 
 
aufgestellt:         bestätigt: 
 
Benkmann          Heller 
(Kämmerer)         (Bürgermeister) 
 

II: 
Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 
666) in der derzeit geltenden Fassung wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Detmold für das Haushaltsjahr 2014 mit Haushaltsplan und 
Anlagen während der Dauer des Beratungsverfahrens (bis 
zur beschließenden Sitzung des Rates) während der 
Dienststunden im Fachbereich Zentrale Aufgaben – Finan-
zen – der Stadtverwaltung Detmold in 32756 Detmold, 
Paulinenstraße 45, 3. Obergeschoss, Zimmer 3.05 zur Ein-
sicht öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können innerhalb einer Frist vom  
14.10.2013 bis 31.10.2013 (14 Werktage) von Einwohnern 
oder Abgabepflichtigen erhoben werden. 
 
Die Einwendungen können schriftlich oder zur Niederschrift 
während der Dienststunden bei der Stadt Detmold, 32756 
Detmold, Paulinenstraße 45, 3. Obergeschoss, Zimmer 
3.05 erhoben werden. 
 
Detmold, den 01. Oktober 2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
444 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung gegen bzw. 
für die Datenübermittlung aus dem Melderegis-
ter (§ 34 Abs.1a, 1b und 1c und § 35 Abs.3, 4 
und 6  des Meldegesetzes NRW – MG NRW, 
sowie § 18 Abs. 7 des Melderechtsrahmenge-
setzes - MRRG) 

 
Bekanntmachung  
 
Gemäß § 34 Abs. 1a, 1b und 1c und § 35 Abs.3, 4 und 6 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Meldegesetz NRW- MG NRW) vom 16. September 1997 
(GV NRW S. 332, 386), sowie gemäß § 58 Abs. 1 des Sol-
datengesetzes (SG) vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482)  in 
den zzt. gültigen Fassungen sind folgende Datenübermitt-
lungen durch die Stadt Horn-Bad Meinberg als Meldebe-
hörde zulässig:  
 
I. Datenübermittlung über das Internet 
(§ 34 Abs. 1a, 1b und 1c MG NRW)  
Die Meldebehörde darf Auskunft über Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad und Anschriften (einfache Melderegis-
terauskunft) einzelner bestimmter Einwohner oder einer 
Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner im Wege des 
automatisierten Abrufs über das Internet erteilen.  
 
II. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen  
(§ 35 Abs. 3 MG NRW)  
Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und 
kommunaler Vertretungskörperschaften sowie Presse und 
Rundfunk eine Melderegisterauskunft über Alters- und Ehe-
jubiläen von Einwohnern nach deren Einwilligung erteilen. 
Die Auskunft darf nur die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG NRW 
genannten Daten (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad 
und Anschriften) des Betroffenen, sowie Tag und Art des 
Jubiläums umfassen.  
Eine Veröffentlichung der Jubiläumsdaten durch die Presse 
und den Rundfunk kann auch eine Verbreitung über das 
Internet zur Folge haben. 
 
III. Datenübermittlung an Adressbuchverlage  
(§ 35 Abs. 4 MG NRW)  
Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbü-
chern darf Adressbuchverlagen Auskunft über  
1. Vor- und Familiennamen 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 
 
 
 
 
 
 
 

 
IV. Datenübermittlung an das Bundesamt für Wehrver-
waltung 
(§ 58 c  Abs. 1 SG) 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften dürfen dem Bundes-
amt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende 
Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die 
im nächsten Jahr volljährig werden, übermittelt werden:  
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Der Weitergabe der unter Ziffer I und IV genannten Daten 
kann der Betroffene widersprechen (§ 34 Abs. 1b, § 35 
Abs. 6 MG NRW und § 18 Abs. 7 MRRG). 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 34 Abs. 1a, 1b und 1c MG NRW und § 58 c Abs. 1 
SG) steht den Betroffenen ab der Vollendung des 15. Le-
bensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht der Einwilligung 
oder Genehmigung von Personen, die zu ihrer gesetzlichen 
Vertretung befugt sind.  
 
Die Weitergabe der unter Ziffer II und III genannten Daten 
ist nur dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene schriftlich 
eingewilligt hat (§ 35 Abs. 3, 4 MG NRW). 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit hin. 
 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 2 -Bildung, Ordnung und Soziales-, Marktplatz 
4, 32805 Horn-Bad Meinberg, zu richten oder direkt beim 
Bürgerservice der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 
32805 Horn-Bad Meinberg einzulegen bzw. zu erteilen.  
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte bereits 
vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 3 Monate vor einem Jubi-
läum, ca. 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches) 
erteilt werden dürfen.  
 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Wider-
ruf gültig.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 9. Oktober 2013 
 
 
Block 
(Bürgermeister) 
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Gemeinde Schlangen 
 
445 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister 
(§ 18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti-
gen Fassung übermittelt die Gemeinde Schlangen als Mel-
debehörde zum Zweck der Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März fol-
gende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
Nach § 18 ABs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Gemeinde Schlangen, Der Bürgermeister, 
Fachbereich 30, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, einzule-
gen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schlangen, den 01. Oktober 2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 
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